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Geschäftsverteilung  
im Vorstand
Nach der offiziellen Bestellung durch den 
Bundespräsidenten Ende April und der 
Amtseinführung von Dr. Jens Weidmann 
als Präsident der Deutschen Bundesbank 
 Anfang Mai hat der Vorstand der Bun-
desbank die künftige Geschäftsverteilung 
beschlossen. Der neue Bundesbankpräsi-
dent übernimmt die Zuständigkeiten des 
früheren Präsidenten Prof. Dr. Axel Weber 
(Kommunikation, Revision, Volkswirt-
schaft, und Forschungszentrum). Und 
auch die übrigen Zuständigkeiten bleiben 
unverändert. 

Beschlüsse EZB Rat 
(ohne Zinsbeschlüsse)
Wirtschaftliche, monetäre und finanzi
elle Lage: Am 31. März 2011 begrüßte der 
EZB-Rat die von den Behörden Irlands be-
kannt gegebenen Maßnahmen zur Stär-
kung des irischen Bankensystems. 

Marktoperationen: Am 18. März 2011 bil-
ligte der EZB-Rat die Teilnahme des Euro-
systems an einer konzertierten Interven-
tion der G7 an den Devisenmärkten. Die 
Intervention wurde auf Ersuchen der japa-
nischen Behörden durchgeführt, um die 
Volatilität des Yen-Wechselkurses zu be-
grenzen. Die entsprechende gemeinsame 
Erklärung der Finanzminister und Zentral-
bankpräsidenten der G7, die am selben Tag 
veröffentlicht wurde, ist auf der Website 
der EZB abrufbar.

Anknüpfend an seinen Beschluss vom De-
zember 2010, Informationspflichten auf 
Einzelkreditebene für ABS einzuführen, die 
als Sicherheiten bei Kreditgeschäften des 
Eurosystems zugelassen sind (ABS loan-
level initiative), gab der EZB-Rat in einer 
auf der Website der EZB abrufbaren Ab-
sichtserklärung bekannt, dass das Euro-
system beabsichtigt, das Datenlager (Data 
Ware house) zu nutzen, welches zur Verar-
beitung, Prüfung und Übermittlung von 
Strukturdaten über ABS auf Einzelkredit-
ebene eingerichtet wird. Zweck der eben 
angeführten Initiative ist es, durch die Er-
höhung der Transparenz und die Erleichte-
rung der Risikobeurteilung von ABS, die 
von Geschäftspartnern des Eurosystems 
bei geldpolitischen Geschäften als Sicher-
heiten verwendet werden, zur Belebung 
des europäischen Marktes für ABS beizu-
tragen. Auf diese Weise soll das Vertrauen 
der Anleger in die ABS-Märkte wiederher-
gestellt werden. 

Am 31. März 2011 beschloss der EZB-Rat, 
die Anwendung des Bonitätsschwellen-
werts, der nach den Regelungen über die 
Eignung von Sicherheiten für die Kreditge-
schäfte des Eurosystems vorgesehen ist, in 
Bezug auf alle umlaufenden und neuen 
marktfähigen, von der irischen Regierung 
begebenen oder garantierten Schuldtitel 
bis auf Weiteres auszusetzen. Eine entspre-
chende Pressemitteilung kann auf der 
Website der EZB abgerufen werden. Am 
selben Tag verabschiedete der EZB-Rat  
den diesbezüglichen Beschluss der Euro-
päischen Zentralbank über temporäre 
Maßnahmen hinsichtlich der Notenbankfä-
higkeit der von der irischen Regierung be-
gebenen oder garantierten marktfähi gen 
Schuldtitel (EZB/2011/4). Dieser Beschluss 
ist auf der Website der EZB abrufbar.

Am 7. April 2011 bestätigte der EZB-Rat 
seinen Beschluss vom Februar 2005, dass 
der einheitliche Mindestbetrag für Kredit-
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forderungen auf 500 000 Euro festgelegt 
werden soll. Zudem beschloss er, die Ein-
führung dieses Mindestbetrags an die Um-
setzung des CCBM2 zu koppeln, die im 
Lauf des Jahres 2013 erfolgen soll. Bei 
CCBM2 handelt es sich um das neue Si-
cherheitenmanagementsystem, das es dem 
Eurosystem ermöglicht, Sicherheiten so-
wohl für Inlandsgeschäfte als auch für 
grenzüberschreitende Transaktionen zu 
verwalten.

Zahlungsverkehr und Marktinfrastruk
tur: Am 20. April 2011 erörterte der EZB-
Rat den aktuellen Stand des Target-2-Se-
curities-Programms. Nähere Informationen 
können in Kürze auf der Website der EZB, 
im Abschnitt über T2S, abgerufen werden.

Stellungnahme zu Rechtsvorschriften: 

Am 18. März 2011 verabschiedete der 
EZB-Rat eine Stellungnahme zur Verhin-
derung von Zahlungsverzug in Slowenien 
auf Ersuchen des slowenischen Finanzmi-
nisteriums (CON/2011/25). Am 23. März 
2011 billigte der EZB-Rat eine Stellung-
nahme der EZB zu Änderungen der 
Rechtsvorschriften über die Wirksamkeit 
von Abrechnungen und über Finanzsi-
cherheiten in Rumänien auf Ersuchen der 
Banca Nationala a României (CON/2011/ 
26). Am gleichen Tag verabschiedete der 
EZB-Rat eine Stellung nahme der EZB zu 
Rechtsvorschriften im Hinblick auf ge-
deckte Schuldverschreibungen in Zypern 
auf Ersuchen des zyprischen Finanzminis-
teriums (CON/2011/27).

Am 25. März 2011 verabschiedete der EZB-
Rat eine Stellungnahme der EZB zur Ab-
schaffung der Aufgabe der Nationale Bank 
van België/Banque Nationale de Belgique 
als Zentralverwahrerin von Protesturkun-
den auf Ersuchen der Nationale Bank van 
België/Banque Nationale de Belgique, die 
im Namen des belgischen Justizministeri-
ums handelte (CON/2011/28). Am 4. April 
2011 billigte der EZB-Rat eine Stellung-
nahme der EZB zu einer Sondersteuer für 
Banken und zur Einrichtung eines unab-
hängigen Finanzstabilitätsfonds in Zypern 
auf Ersuchen des zyprischen Finanzminis-
teriums (CON/2011/29).

Am 6. April 2011 verabschiedete der EZB-
Rat eine Stellungnahme der EZB zur Finan-
zierung eines Zentralregisters für Bank-
kontonummern in Belgien auf Ersuchen 
des belgischen Finanzministeriums (CON/ 

2011/30) sowie eine Stellungnahme der 
EZB zu einer Steuer auf die Gesamtbilanz-
summen von Banken in Slowenien auf 
 Ersuchen des slowenischen Finanzministe-
riums (CON/2011/31). Einen Tag später bil-
ligte der EZB-Rat eine Stellungnahme der 
EZB zu einem Vorschlag für eine Ver-
ordnung zur Festlegung der technischen 
Vorschriften für Überweisungen und Last-
schriften in Euro auf Ersuchen des Rats der 
Europäischen Union (CON/2011/32).

Am 12. April 2011 verabschiedete der EZB-
Rat eine Stellungnahme der EZB zum un-
garischen Verfassungsentwurf im Hinblick 
auf die Magyar Nemzeti Bank auf Er-
suchen des ungarischen Ministeriums für 
öffentliche Verwaltung und Justiz sowie 
des ungarischen Wirtschaftsministeriums 
(CON/2011/33). Am 13. April 2011 billigte 
der EZB-Rat eine Stellungnahme der EZB 
zum Rechtsrahmen für den Loan and Con-
signment Fund und zu Änderungen des 
Systems zur Förderung der Liquidität der 
griechischen Wirtschaft nach der inter-
nationalen Finanzkrise auf Ersuchen des 
griechischen Finanzministeriums (CON/ 
2011/34). Am gleichen Tag verabschiedete 
der EZB-Rat eine Stellungnahme der EZB 
zum Verfahren für das Management des 
Erfüllungsrisikos im Rahmen von Nettoab-
wicklungssystemen in Rumänien auf Ersu-
chen der Banca Nationala a României 
(CON/2011/35).

Am 14. April 2011 verabschiedete der 
 EZB-Rat eine Stellungnahme der EZB zu 
Änderungen der Satzung der Bank von 
Griechenland auf Ersuchen der Bank von 
Griechenland (CON/2011/36). Am 20. April 
2011 billigte der EZB-Rat eine Stellung-
nahme der EZB zu Änderungen in der Ver-
waltungsstruktur der Oesterreichischen 
Nationalbank auf Ersuchen des österreichi-
schen Bundesministeriums für Finanzen 
(CON/2011/38).

Statistik: Am 18. März 2011 genehmigte 
der EZB-Rat die jährliche Beurteilung der 
Verfügbarkeit und Qualität der verschie-
denen Statistiken, die das Eurosystem auf 
der Grundlage eines EZB-Rechtsakts er-
stellt. Des Weiteren stimmte er der 
Veröffent lichung des Qualitätsberichts 
2010 bezüglich der Statistiken zur Zah-
lungsbilanz und zum Auslandsvermögens-
status des Eurogebiets und des Berichts 
über die monetäre Statistik und die Fi-
nanzstatistik zu. Beide Berichte werden 
gemäß dem „ECB Statistics Quality Frame-

work“ erstellt und sind auf der Website der 
EZB abrufbar.

Corporate Governance: Am 31. März 2011 
genehmigte der EZB-Rat die Termin-
planung für seine Sitzungen in den kom-
menden zwei Kalenderjahren. Auch der 
 Erweiterte Rat genehmigte den ihn be-
treffenden Sitzungskalender für diesen 
Zeitraum. Eine entsprechende Pressemittei-
lung ist auf der Website der EZB abrufbar.

Ausgabe von Banknoten: Am 18. März 
2011 verabschiedete der EZB-Rat die Leit-
linie EZB/2011/3 zur Änderung der Leitlinie 
EZB/2004/18 über die Beschaffung von 
Euro-Banknoten. Die Änderungsleitlinie 
sieht vor, dass das einheitliche Ausschrei-
bungsverfahren des Eurosystems spätes-
tens am 1. Januar 2014 beginnt.

Informationspflichten 
für ABS
Nach dem am 16. Dezember 2010 bekannt 
gegebenen Grundsatzbeschluss, innerhalb 
des Sicherheitenrahmens des Eurosystems 
Informationspflichten für Asset Backed 
Securities (ABS) auf Einzelkreditebene ein-
zuführen, beabsichtigt der Rat der Europä-
ischen Zentralbank (EZB) innerhalb der 
nächsten 18 Monate die Einführung ent-
sprechender Anforderungen für Commer-
cial Mortgage Backed Securities (CMBS) 
sowie für SME-ABS (ABS mit Krediten an 
KMUs, also kleine und mittlere Unter-
nehmen im Underlying), die innerhalb des 
Sicherheitenrahmens des Eurosystems zu-
gelassen sind.

Strukturdaten auf Einzelkreditebene wer-
den für diese Wertpapierklassen gemäß 
den auf der Website der EZB abrufbaren 
Schemata bereitgestellt. Die Veröffentli-
chung erfolgt mindestens vierteljährlich 
am Zinszahlungstermin für das betref-
fende Instrument oder innerhalb eines 
Monats danach. Das Eurosystem will Wert-
papiere, die die neuen Informationsanfor-
derungen nicht erfüllen, so lange weiter-
hin als Sicherheiten akzeptieren, bis die 
Verpflichtung, Strukturdaten auf Einzel-
kreditebene bereitzustellen, in Kraft tritt. 
Weitere Einzelheiten zur Initiative der EZB 
hinsichtlich der Informationspflichten für 
ABS auf Einzelkreditebene sind auf der 
Website der EZB abrufbar.




